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Wichtige Fortschritte im Koalitionsvertragsentwurf      
 

 

Kurzzusammenfassung aus der Verhandlungsgruppe  
 

Wohnen/Bau 

Öffentlich statt Spekulationsobjekt: Es werden grundsätzlich keine städtischen Flächen mehr verkauft, son-
dern verstärkt auf Vergabe in Erbpacht gesetzt. Bremen setzt auf An- und Rückkauf von Wohnungsbestän-
den. Auch durch den Ankauf von Belegbindungen soll die Zahl der Sozialwohnungen gesteigert werden. Die 
Zahl der Sozialwohnungen in Bremen-Stadt soll in dieser Wahlperiode wieder auf 8.000 steigen, das ist end-
lich die dringende Trendwende nach jahrzehntelangem Absinken. Die Mietenstrategie der öffentlichen Woh-
nungsbauunternehmen wird sozial überarbeitet. Genossenschaften werden gefördert und sollen vergünstig-
tes Bauland erhalten. Für Ortsteile, die von Gentrifizierung bedroht sind, wird mit Milieuschutz gearbeitet 
(kommunales Vorkaufsrecht und Genehmigungspflicht für Modernisierungen). Insgesamt wird das ganze 
Spektrum des Baurechts gegen Leerstand und Spekulation eingesetzt, von Vorkaufsrechten, Baugeboten bis 
zur optionalen Enteignung. Die Stadt überlässt die Gestaltung von Großprojekten wie am Sparkassenge-
lände/Brill nicht mehr allein Investoren, sondern pocht auf politisch gesetzte Vorgaben. Die wichtigen Grün-
flächen Brokhuchting und Osterholzer Feldmark werden nicht bebaut. Das Bettenhaus im Neuen Hulsberg 
Viertel soll durch die Stadtteilgenossenschaft realisiert werden und wird ggf. in Erbbaurecht vergeben.  
 
KiTa 

Benachteiligte Stadtteile werden gestärkt: Ziel ist die 60%ige Krippenversorgung in allen Stadtteilen. Das 
bedeutet einen aufholenden Ausbau vor allem in den benachteiligten Stadtteilen. In diesen Stadtteilen ent-
wickeln wir KiTas zu Kinder- und Familienzentren, das stärkt die soziale Infrastruktur in den Quartieren. Die 
Erzieher*innenausbildung wird bezahlt und massiv ausgeweitet. Die Tarifstufe 8b für Alle als Ziel vereinbart. 
Insbesondere Alleinerziehende mit hoher Armutsgefährdung sind auch auf flexiblere Angebote angewiesen: 
in jedem Stadtteil soll eine Einrichtung mit erweiterten Öffnungszeiten geschaffen werden. Die Ausweitung 
von flexiblen Betreuungsangeboten, auch im Haushalt der Eltern, wie MOKI Hemelingen oder die mobile Kin-
dertagespflege kann Alleinerziehende unterstützen. 
  
Schule 

Die Doppelbesetzung im Unterricht in Grundschulen mit hohen Armutslagen kommt. Es gibt mehr Personal 
für die Oberschulen in Quartieren, die bisher vernachlässigt wurden. Die Erhöhung der Bildungsausgaben 
wird nicht mit der Gießkanne über allen Schulen verteilt, sondern anhand der sozialen Lagen vor Ort. Das 
Angebot von Ganztagsschulen wird weiter ausgebaut. Für Schulsporthallen gibt es ein Sanierungsprogramm. 
Wir verbessern die Inklusion durch zusätzliche Stunden für Fachkräfte und bessere Vergütung der persönli-
chen Assistenzen, damit alle gemeinsam nach ihren Bedürfnissen lernen können. Wir schaffen Schulsozial-
arbeit als Landesaufgabe an allen Schulen, auch an Berufs- und Erwachsenenschulen. Die innerschuli-
sche Demokratie wird gestärkt. Der dringend nötige Schulbau wird auch eine Aufgabe für die städtischen 
Wohnungsbauunternehmen GEWOBA und BREBAU. Dadurch wird der Haushalt der Stadtgemeinde von In-
vestitionen entlastet, sodass die Gelder auch für andere Maßnahmen zur Verfügung stehen.  
  
Ausbildung 

Eine Ausbildungsumlage („Ausbildungsfonds") auf Landesebene ist fest vereinbart, wenn die bisher freiwil-
lige „Bremer Vereinbarung" für mehr Ausbildungsplätze bis Ende 2019 nicht ihr Ziel der massiven Erhöhung 
der Ausbildungsplätze erreicht. Das heißt diejenigen Unternehmen, die zu wenig ausbilden oder gar nicht 
ausbilden zahlen ein, und finanzieren damit Ausbildungsstellen bei Unternehmen, die ausbilden. Für dieses 
Instrument kämpfen Gewerkschaften und Gewerkschaftsjugend seit Jahrzehnten. Wir werden sofort mit den 
notwendigen Vorbereitungen beginnen. Bremen wäre das erste Bundesland mit dieser gerechten Lösung, 
die für mehr Ausbildungsplätze sorgt und damit die Gefahr von Jugendarbeitslosigkeit reduziert.  
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Bremen tritt für eine Mindestausbildungsvergütung ein, von der man leben kann. Das Schulgeld in bestimm-
ten Ausbildungsberufen wie Physiotherapie wird komplett abgeschafft. So schnell wie möglich sollen alle 
schulischen Ausbildungsgänge vergütet werden. 
  
Arbeit 

Der Landesmindestlohn wird künftig jährlich angepasst. Erhöhungen werden zeitnah für die Betroffenen 
wirksam (und nicht erst z.B. bei Neuverträgen). Im öffentlichen Bereich wird auf sachgrundlose Befristungen 
verzichtet, Befristungen mit Sachgrund werden minimiert. Leiharbeit und Mini-Jobs werden nur in Ausnah-
mefällen zugelassen. Die Tariftreuepflicht bei der Vergabe öffentlicher Aufträge wird auf Dienstleistungen 
und Lieferverträge ausgeweitet. Die öffentlich geförderte Beschäftigung wird ausgebaut auf 1.500 sozialver-
sicherte Arbeitsplätze. Für Alleinerziehende wird ein eigenständiges Förderprogramm geschaffen. Für Auf-
stocker*innen, Alleinerziehende mit Kindern unter 3 Jahren, ältere Beschäftigte und Erwerbslose, die bereits 
in geförderter Beschäftigung waren, werden mit Landesmitteln arbeitsmarktpolitische Angebote geschaffen. 
Der Senat nimmt in der Trägerversammlung des Jobcenters eine aktive Rolle ein mit dem Ziel, Ermessens-
spielräume im Sinne der Betroffenen zu nutzen und die Zahl der Sanktionen zu senken.  
 
Armutsbekämpfung 

Kinderarmut wollen wir bekämpfen durch den sozial gerechten Kita-Ausbau und durch die Einführung einer 
Kindergrundsicherung auf Bundesebene. Zur Bekämpfung von Eltern- und Frauenarmut richten wir ein neues 
Landesprogramm zur Unterstützung Alleinerziehender ein. Sanktionen gegen Bedarfsgemeinschaften mit 
Minderjährigen und die verschärften Sanktionen gegen unter 25-Jährige lehnen wir ab. Der Senat wird die 
vorhandenen Spielräume im Jobcenter ausschöpfen, um die Sanktionen möglichst weitgehend zurückzu-
drängen. Die „Kosten der Unterkunft" werden nicht weiter kleingerechnet und auch nicht gekürzt. Hartz IV 
wollen wir überwinden und uns auf Bundesebene für eine gute und armutsfeste Rente einsetzen. Die erfolg-
reiche Arbeitslosen‐ und Sozialberatung soll weiter unterstützt und fortgesetzt werden. 
 
Wohnungslose/von Wohnungslosigkeit Bedrohte 

Wohnungslose werden nicht mehr vom Umfeld des Bahnhofs verdrängt. „Einfachwohnen“ und betreute 
Wohnformen werden ausgebaut, pro Jahr werden 50 Belegwohnungen für „Housing First" angemietet. Öf-
fentliche Toiletten und Aufenthaltsorte und eine Obdachlosenbibliothek sollen eingerichtet werden. Um dro-
hende Obdachlosigkeit und humanitäre Notstände zu vermeiden werden die unabhängigen Beratungsstellen 
gefördert und die Einrichtung eines Härtefallfonds gegen Strom- und Wassersperren geprüft. 
 
Gesundheit und Pflege 

Die GeNo bleibt definitiv kommunal und wird durch die massive Erhöhung (stufenweise, bis 2023 Verdoppe-
lung) der Landeskrankenhausinvestitionen unterstützt. Wir setzen uns auf Bundesebene für eine bedarfsge-
rechte Personalbemessung in der Pflege ein und verbessern die Personalausstattung der GeNo deutlich. Um 
dieses Ziel umzusetzen braucht es Maßnahmen gegen den Fachkräftemangel. Deshalb wird die Ausbildung 
angehender Fachkräfte in der Pflege und den Therapiefachberufen ab dem Ausbildungsjahr 2019/2020 an 
allen Schulen kostenfrei gestellt und die Ausbildungskapazitäten für Pflegefachkräfte verdoppelt. Es werden 
Gesundheitszentren in den ärmeren und ärztlich unterversorgten Quartieren in kommunaler Trägerschaft 
gegründet unter Einbindung von Haus- und Kinderärzt*innen sowie Gynäkologie und Hebammenversorgung. 
Außerdem soll es Hebammenzentren geben, hebammengeleitete Kreißsäle bei der GeNo und einen Stellen-
ausbau der Familienhebammen, die beim Gesundheitsamt angestellt sind und Familien nach der Geburt 
niedrigschwellig unterstützen. 
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Verkehr 

Wir vergünstigen den ÖPNV massiv. Ticketpreiserhöhungen sollen gestoppt werden, das Ticket für Schü-
ler*innen und Azubis wird auf 25€ gesenkt. Das Sozialticket wird auf 25€ gesenkt und der Kreis der Berech-
tigten auf Menschen mit Niedriglohn oberhalb der Hartz IV-Berechtigung ausgeweitet, so dass 50% mehr 
Menschen berechtigt sind (Pfändungsfreigrenze). Kinder von SGBII-Beziehenden werden umsonst fahren 
können. Der Nachtzuschlag wird abgeschafft. Der kostenfreie ÖPNV wird rechtlich, finanziell und auf Kapazi-
tätsfragen geprüft. Wir haben vereinbart, insbesondere die Busverbindungen und -Taktungen am Stadtrand 
zu verbessern und verschiedene Strecken zusätzlich auszubauen. Der Koalitionsvertrag strebt sehr deutlich 
eine sozial-ökologische Umverteilung des Verkehrsaufkommens und des öffentlichen Raumes zu Gunsten 
von Fuß, Rad und ÖPNV an. Dabei werden nicht nur zentrumsnahe Stadtteile, sondern gerade auch die 
Stadtteile am Rande der Stadt berücksichtigt. Die Beiräte werden an den anstehenden Maßnahmen eng be-
teiligt und ihre Bedenken berücksichtigt (z.B. Radpremiumroute nicht im Grünzug West). Der Bauabschnitt 
2.2 der A281 in der Neustadt, gegen den aktuell geklagt wird, wird nicht parallel zu den Großbaustellen auf 
der A1 realisiert, damit es Links der Weser keinen kompletten Verkehrskollaps gibt.   
 
Umwelt und Klima 

Bremen verfolgt endlich ernsthaft die selbstgesteckten Klimaziele. Die sogenannte "Klimanotlage" stellt alle 
politischen Entscheidungen unter den Vorbehalt des Klimaschutzes. Der sozial-ökologische Umbau wird 
praktisch umgesetzt: vom Wochenmarkt bis zum Essen in der Mensa, mit Solaranlagen und Kohleausstieg. 
Kleingärten werden als Grünflächen erhalten, das Stadtgrün beim heruntergesparten Umweltbetrieb wieder 
gestärkt. Der von uns seit Jahren kritisierte Offshore-Terminal wird in den nächsten vier Jahren nicht gebaut, 
das angesparte Geld für dieses Projekt für sinnvollere Maßnahmen in Bremerhaven investiert. Eine Vertie-
fung der Unterweser wird nicht mehr verfolgt. Die Beteiligung bremenports am geplanten Öl- und Gashafen 
in der Arktis (Finnafjord) kommt auf den Prüfstand. Für die Stadtstrecke beim Küstenschutz wird ein Runder 
Tisch eingerichtet.  Sollte sich im Verfahren ergeben, dass die Möglichkeit besteht Platanen zu erhal-
ten, wollen wir sie nutzen.  Der mögliche Bau einer Klärschlammverbrennung kann landesrechtlich nicht ver-
hindert werden, es gibt aber die klare Zusicherung, dass Oslebshausen bei den Themen Emissionen, Müll 
und Verkehr entlastet wird. Dafür werden wir weiter streiten.  
 
Frauen und Gleichstellung 

Wir wollen mit Maßnahmen zur Entgeltgleichheit von Frauen und Männern und einem Programm für Alleiner-
ziehende der Ungerechtigkeit bei Einkommen, Renten, Zeitressourcen und Aufstiegschancen entgegenwir-
ken und erreichen, dass Frauen wirklich gleichgestellt sind. Wir prüfen die Möglichkeit eines Parité-Geset-
zes, damit Frauen, ihren Erfahrungen und Perspektiven die gleiche parlamentarische Teilhabe zuteilkommt. 
Weitere Maßnahmen sind die Stärkung der ZGF, der quantitative und qualitative Kita-Ausbau, Planungssi-
cherheit für frauenpolitische Projekte. Bremen wird sich im Bundesrat dafür einsetzen, das Ehegattensplit-
ting abzuschaffen.  Wir wollen Kinder stärker fördern, unabhängig von der Familienform. Frauenhäuser und 
Kinderschutzeinrichtungen werden nachhaltig finanziell abgesichert. Die finanzielle Ausstattung der Frauen-
projekte wird verbessert. Der Einfluss der Frauenbeauftragten soll gestärkt werden. 
 
Queer 

LSBTIQ*, also Lesben, Schwule, Bi-, trans*- und intersexuelle Menschen, werden von uns stärker unter-
stützt. Deswegen verbessern wir queere Sichtbarkeit und Kultur. Wir verbessern die Beratungsstruktur und 
sorgen für Schutz vor Diskriminierung und Gewalt. Es wird spezielle Inter- und Transangebote in Gewalt-
schutzeinrichtungen geben. Wir wollen die Beratungsstrukturen ausweiten, Schutzwohnungen für junge 
queere Menschen schaffen, eine Projektgruppe für den Bereich Sport einrichten und in den Werkstätten 
Bremen soll es LSBTIQ*-Beauftragte geben. Im Senat wird eine queerpolitische Koordination benannt. 
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Stadtentwicklung/Quartiere 

Es wird ein „Landesprogramm Quartiere“ für soziale Stadtteilpolitik und Förderung der benachteiligten 
Stadteile aufgelegt. Wohnen in Nachbarschaften (WiN) wird verstetigt und Stadtteilprojekte in die institutio-
nelle Förderung überführt. Damit wird die „Projektitis“ zurückgefahren, die momentan viele wichtige Einrich-
tungen durch bürokratische Verfahren und unsichere Finanzierungen hemmt.  
Wir werden ein 1000-Bänke-Programm für mehr Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum, insbesondere für 
Senior*innen auflegen. 
 
Antirassismus und Flucht 

Bremen übernimmt Verantwortung und schafft Landesaufnahmeprogramme für vom Daesh verfolgte Ezidin-
nen, Syrer*innen, Iraker*innen, Menschen von Seenotrettungsschiffen und Geflüchtete aus libyschen La-
gern. Eine Landesantidiskriminierungsstelle wird geschaffen, um bestehende Beratungslücken zu schließen. 
Es wird ein bundesweit erstes Legalisierungsprogramm eingeführt, das Menschen den Ausweg aus der Pa-
pierlosigkeit ermöglicht. Alle existierenden Ermessenspielräume werden ausgeschöpft, um Aufenthaltstitel 
zu erteilen – gerade auch bei Schul- und Ausbildungszeiten. Der Bremer Senat wird im Bundesrat keiner 
Asylrechtsverschärfung zustimmen. Durch Bundesrecht oder Gerichtsurteile zwingend vorgeschriebene Ab-
schiebungen gibt es nur als ultima ratio. Die schärfere Abschiebepraxis in Bremerhaven wird deshalb durch 
das Land kritisch überprüft. Unterbringung in Massenunterkünften soll zu Gunsten dezentraler Einrichtun-
gen zurückgefahren werden. 
 
Grund- und Freiheitsrechte 

Verschärfungen beim Polizeigesetz sind explizit ausgeschlossen. Eine unabhängige Beschwerdestelle mit 
Untersuchungskompetenzen wird bei der Bürgerschaft angesiedelt. Anlassloser Personenkontrollen an so-
genannten „Gefahrenorten" werden abgeschafft. Wir stärken die Grundrechte durch mehr Datenschutz: Bun-
desweit einmalig sind individuelle Benachrichtigungen bei der Speicherung von personenbezogenen Daten 
in den Datenbanken und obligatorische Fortbildungen für Polizist*innen in interkultureller Kompetenz. Poli-
zeiliche Videoüberwachung an frequentierten Orten wird nicht weiter ausgeweitet, sondern auf Verhältnis-
mäßigkeit evaluiert. Bremen erhält das bundesweit liberalste Versammlungsgesetz für Kundgebungen und 
Demonstrationen. Opfer von häuslicher Gewalt erhalten die Möglichkeit einer anonymen Spurensicherung, 
damit sie auch im Nachhinein gerichtlich gegen gewalttätige Partner*innen vorgehen können. Es wird eine 
Ermittlungsgruppe gegen Raser und Autoposer eingerichtet. In Strafverfahren wird das Mittel der Beschlag-
nahmung von Vermögen („Abschöpfung“) stärker eingesetzt.   
 
Demokratie und Mitbestimmung 

Wir stärken die Beiräte, Jugendbeiräte und Ortsämter sowohl finanziell als auch in ihren Mitwirkungs- und 
Auskunftsrechten. Kleinere Parteien werden in der Beiratsarbeit bessergestellt als bislang. In allen zuständi-
gen Senatsressorts werden Stadtteilbudgets eingerichtet. Bremen setzt sich für ein Wahlrecht für alle ein, 
die länger als fünf Jahre hier leben. Das Personalvertretungsgesetz wird nicht aufgeweicht. 
 
Drogenpolitik 

Cannabis wird endlich entkriminalisiert. Geringe Mengen unter 10 Gramm und 4 Pflanzen für den Eigenbe-
darf werden von der Staatsanwaltschaft nicht mehr verfolgt. Auf Bundesebene wird eine Legalisierung mit 
Jugendschutz angestrebt. Beförderungserschleichung wollen wir auf Bundesebene als Straftat abschaffen, 
Ersatzfreiheitsstrafen als Armutskriminalisierung ebenfalls. Für Suchtkranke wird die Substitution deutlich 
verbessert und auch in Bremen die Reinstoffvergabe eingeführt. Angebote für „Drug-Checking" im Sinne des 
Gesundheitsschutzes werden ebenfalls ermöglicht. Es wird ein Drogenkonsumraum eingerichtet. 
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Wissenschaft 

Die Beschäftigungsbedingungen an Uni und Hochschulen werden verbessert. Die rund 1700 studentischen 
Hilfskräfte werden in ihrer Forderung nach einem Tarifvertrag ausdrücklich unterstützt. Lehrbeauftragte sol-
len mehr Geld durch die Anrechnung von Vor- und Nachbereitungsaufwand erhalten. Es soll systematisch 
entfristet werden. Die Hochschulgremien werden gesetzlich demokratisiert. Viertelparität ist das Ziel, damit 
nicht allein die aktuell überwiegende Gruppe der Professor*innen entscheiden kann. 750 zusätzlich fertigge-
stellte Plätze beim Studierendenwerk schaffen weiteren bezahlbaren, unkommerziellen Wohnraum und sen-
ken den Druck auf den allgemeinen Wohnungsmarkt (weil das Studierendenwerk keinen Gewinn erwirt-
schaften muss). Schrittweise soll der Verwaltungskostenbeitrag als versteckte Studiengebühr abgeschafft 
werden. Tierversuche an den Hochschulen werden gesetzlich weiter eingeschränkt und kontrolliert. 
  
Frieden 

Die Möglichkeit eines Verbots des Umschlags von Waffen und Munition für die Verschiffung in Krisengebiete 
wird rechtlich geprüft. Das wäre neben dem bestehenden Verbot von Kernbrennstoffen über Bremische Hä-
fen bundesweit einmalig. 
Karriereberater der Bundeswehr sollen an Schulen nicht mehr um Rekruten werben dürfen, bei sog. Informa-
tionsveranstaltungen von Jugendoffizieren müssen auch Vertreter*innen der Friedensbewegung eingeladen 
werden. Bremen wird sich verstärkt im Städtenetzwerk „Mayors of Peace" engagieren. 
 
Wirtschaft 

Die Wirtschaftsförderung wird geschlechtergerechter. Die Bereiche Ernährungswirtschaft und Gesundheits-
wirtschaft werden zu neuen Förderclustern. Kleinbetriebe werden bei der Digitalisierung unterstützt. Der be-
baute Teil des Güterbahnhofsgeländes wird dauerhaft für die Kunst-, Kultur- und Kreativszene erhalten. Un-
ternehmensgründungen durch Frauen und Unternehmer*innen mit Migrationshintergrund werden verstärkt 
gefördert. 
 
Jugend und Sport 

Die offene Jugendarbeit wird deutlich gestärkt und stadtzentrale Angebote ausfinanziert. Es soll für alle un-
begleiteten minderjährigen Geflüchteten ein Clearingverfahren geben, während Widerspruchs- und Klagever-
fahren in Bezug auf die Altersfestsetzung erhalten sie Bildung und Jugendhilfe. 
Das Westbad wird nicht wie bisher geplant verkleinert, sondern das Lehrschwimmflächen und die Sauna er-
halten - ein wichtiger Erfolg für den Bremer Westen. Die Bäderpreise werden gesenkt und sozial gerechter 
gestaffelt. Kinder und Jugendliche bis 16 Jahre zahlen nur noch 1 Euro Eintritt. Für Sozialleistungsbezie-
hende werden die Preise deutlich gesenkt. 
 
Kultur 

Wir verbessern die Arbeitsbedingungen von Kulturschaffenden. Der Koalitionsvertrag nennt dazu viele kon-
krete Punkte. Insbesondere die Freie Szene, die junge Szene und alternative Kulturprojekte werden ge-
stärkt. Frauen stehen besonders im Fokus. Der Güterbahnhof wird als Ort für die Kunst-, Kultur- und Krea-
tivszene abgesichert. Es wird ein Modellprojekt für einen eintrittsfreien Tag pro Woche in allen durch die 
Stadt Bremen geförderten Museen aufgelegt. 
Die Mahn- und Gedenkarbeit für die Aufarbeitung von Kolonialismus und NS-Verbrechen wird deutlich ge-
stärkt. Das Mahnmal zur Erinnerung an die Beraubung von vertriebenen und ermordeten Jüdinnen und Juden 
an der Schlachte wird schnell realisiert. 
Es wird einen Gedenkort in Bezug auf den Brechmitteltod von Layé-Alama Condé im Polizeigewahrsam ge-
ben. Gedenkveranstaltungen werden an die Novemberrevolution von 1918 erinnern. Der Bunker Valentin 
und weitere antifaschistische Erinnerungspolitik wird stärker gefördert. 
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Europa und Entwicklungszusammenarbeit 

Wir setzen uns für legale Flucht- und Einwanderungswege und gegen die Kriminalisierung der Seenotrettung 
auf europäischer Ebene ein. Wir unterstützen den fairen und nachhaltigen Handel und setzen uns auf Bun-
desebene für die gesetzliche Festlegung sozialer und arbeitsrechtlicher Mindeststandards in Produktion und 
Handel, insbesondere in der Textilindustrie ein. Der europaweite Austausch soll auch für ökonomisch be-
nachteiligte junge Menschen ermöglicht werden. Daher wird eine Mobilitäts-Koordinierungsstelle für Eras-
mus und Erasmus+ geschaffen, die bei der Antragstellung unterstützt. 
 
Senior*innen und Inklusion 

Die Generationenhäuser werden gestärkt und ein weiterer Ausbau unterstützt. Die Wohn- und Betreuungs-
aufsicht wird personell so gestärkt, dass sie die Regelüberprüfungen von Senior*innenheimen gewährleisten 
kann. Die Pflegestützpunkte und die aufsuchende Altenarbeit werden ausgebaut. 
Wir wollen soziale Infrastruktur, öffentliche Räume und Behörden senior*innen- und behindertengerecht ma-
chen. Dafür streben wir die Barrierefreiheit in allen öffentlichen Einrichtungen an und die Umsetzung der 
Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention. Wir wollen 20 Stellen des Budgets für Arbeit in öffentlichen 
Dienst für Menschen mit Behinderung schaffen. Wir unterstützen die Selbstbestimmung und Eigenvertre-
tung von Senior*innen als auch von Menschen mit Behinderung. 
 

Medienpolitik 

Die Rechte und Beschäftigungsbedingungen der Mitarbeiter*innen stärken wir. Bremen setzt sich in der 
Rundfunkkommission der Länder dafür ein, das Verfahren zum Einzug der Rundfunkbeiträge für die Bürge-
rinnen und Bürgern zu verbessern und eine Übernahme der Beitragspflicht sozial benachteiligter Personen 
durch den Staat ermöglichen. 
  
Finanzen und Personal 

Das Personalkürzungs-Programm PEP wird beendet. Bremen wird seine Ausbildungsangebote bedarfsge-
recht und berufsbezogen ausbauen. Tarifabschlüsse werden zeit- und inhaltsgleich übernommen, die tarifli-
che Einstufung im Bau- und Ingenieurbereich angepasst, die Eigenreinigung fortgeführt.  
Verstärkungsmittel und Integrationsbudget werden fortgeschrieben. Der Personalhaushalt wird um 40 Mio. 
Euro (2020) und 50 Mio. Euro (2021) erhöht. Das Personalvertretungsgesetz wird nicht verändert. Die Zahl 
der Außenprüfer beim Finanzamt wird erhöht. 
 
Um Investitionen möglich zu machen, sollen beim Schul- und Kita-Bau GEWOBA und BREBAU (und STÄWOG) 
tätig werden. Die energetische Gebäudesanierung wird aus den Anlagemitteln der Versorgungsvorsorge fi-
nanziert. Für Personal- und Versorgungsausgaben wird ergänzend auf das Sondervermögen Versorgungs-
rücklage zurückgegriffen. 
 
Bei der Finanzierung neuer Maßnahmen sind u.a. folgende Politikfelder 
prioritär: Schulen und Kitas; Sozial- und Belegwohnungen; soziale und zukunftsfähige ÖPNV-Tarifstruktur; 
Alleinerziehenden-Programm; Bekämpfung der Kinderarmut / Stärkung der Quartiere / Gesundheitsversor-
gung benachteiligter Gruppen. 
 
IB wird von Haushaltsabführungen entlastet, so dass keine laufenden Kosten mehr durch Verkäufe von 
Grundstücken mehr finanziert werden. Bremen wird Geld bereitstellen, um das Vorkaufsrecht bei wichtigen 
städtischen Grundstücken tatsächlich ausüben zu können. 
 


